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Betreff: Thiiringer Gesetz zur Umsetzung erforderlicher
MaBnahmen im Zusammenhang mit der Corona-Pande-
mie (ThilrCorPanG), Stellungnahme der Bauhaus-Universi-
tdt Weimar zur Anhérung, 25.05.2020

Sehr geehrter

hiermit erhalten Sie die Stellungnahme der Bauhaus-Universitdt Weimar im
Rahmen des Anhdrungsverfahrens. :

Zu Artikel 7 »Anderung des Thilringer Personalvertretungsgesetzes«

Die aufgefihrten Alternativen der Beschlussfassung sind zu begriifen, da sie
den Personalrdten auch wéhrend der pandemiebedingten Einschrankungen
eine rechtssichere Beschlussfassung unter Beachtung des Arbeitsschutzes und
etwaiger Isolations- und Quarantineauflagen erméglichen. Bisher stand der
Personalrat vor einer schwierigen Abwégung zwischen der Beachtung der Vor-
gaben zur Beschlussfassung des Thiiringer Personalvertretungsgesetzes einer-
seits und dem Arbeitsschutz insbesondere von Mitgliedern und Ersatzmitglie-
" dern mit erhdhtem Risiko fiir einen schweren Krankheitsverlauf andererseits.

Die bei Inkrafttreten von Artikel 7 erdffneten Alternativen der Beschlussfas-
sung sind Jedoch mit Defiziten behaftet. So ist — besonders beim Umlaufver-
fahren — der notwenige Austausch zwischen den Mitgliedern nur einge-
schrankt gegeben. In Telefon- und Videokonferenzen sind das Gebot der
Nichtoffentlichkeit, die Vertraulichkeit und Datenschutzbelange insbesondere
im Hinblick auf besonders schiitzenswerte personenbezogene Daten schwieri-
ger sicherzustellen. Die Gefahren durch die SARS-CoV-2-Pandemie rechtferti-
gen dies jedoch. Vor dem Hintergrund der genannten Defizite ist die zeitliche
Beschrinkung ausdriicklich geboten, wenngleich die Datumsangabe 31. De-
zember 2020 willkurlich erscheint. Eine Begrenzung auf die Dauer der Einddm-
mungsmaBnahmen wére zu begrliBen.

Artikel 12
Zu § 1 Satzungsermichtigung

Diese Regelung wird begriifit, da damit den Hochschulen ein Regulativ zur
Verfiigung steht, um ziigig fakultits- und studiengangtibergreifend nach eige-
nen Erfordernissen auf die pandemiebedingten Auswirkungen im Bereich Stu-
dium und Lehre zu reagieren.
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zu § 4 Amtszeit der Vertreter in Organen und Gremien der Hochschule und
der Studierendenschaft

Die Regelung ist im Grundsatz zu begriiBen, deren Umsetzung jedoch zu kon-
kretisieren.

Zur Klarstellung sollte fixiert werden, welches Organ die Ermessensentschei-
dung trifft, die Amtszeiten in Ansehung anstehender Wahlen zu den zentralen
und dezentralen Organen und Gremien der Hochschule zu verlidngern.

Wo Gremien jedoch neu zu bilden sind (z.B. Assistentenrat gemaf § 88 Thiir-
PersVG sowie die Promovierendenvertretung gemdf § 21 Abs. 4 ThirHG) ist
eine pandemiebedingte Verldngerung nicht ausreichend. Hierfiir soliten Rege-
lungen getroffen werden. Médglich wire etwa das Recht, Vertreter/innen der
Promovierendenschaft fiir die Dauer der pandemiebedingten Aussetzung der
Wahlen in die Organe und Gremien zu entsenden; die weitere Ausgestaltung
dieses Entsenderechts sollte den Hochschulen iiberlassen werden.

Durch die begrenzte Studienzeit stehen zudem gewdhite Vertreter/innen der
Studierendenschaft oft nur fiir eine Amtsperiode zur Verfiigung (betrifft z.B.
Senat, Fakultdtsrat und Beirat fiir Gleichstellungsfragen). Insofern sollten auch
hier Regelungen {iber die Méglichkeit einer Entsendung fiir die Dauer der pan-
demiebedingten Aussetzung der Wahl getroffen werden.

- Zu § 5 Sitzungen und Beschliisse von Hochschulorganen und -gremien
Die Regelung ist im Grundsatz zu begriifRen. '

Das Widerspruchsrecht in Absatz 2 sollte gestrichen werden. Es konterkariert
die gesetzgeberische Intention, Prasenzsitzungen zu vermeiden und weitere al-
ternative Sitzungsformen in Anbetracht der pandemiebedingten Ausnahmesi-
tuation zu erméglichen. Gleiches gilt fiir das Widerspruchsrecht im Hinblick
auf die Form der Beschlussfassung in Absatz 3.

Zudem sollte in Absatz 2 klargestellt werden; dass Sitzungen auch in Mischfor-
men zulissig sind (etwa Présenzsitzungen mit der Mdglichkeit der Zuschaltung
welterer Mitglieder per Telefon/Video).

Absatz 4 Satz 2 sollte erginzt werden. Sofern die Hochschule durch Absatz 4
Satz 2 ermichtigt wird, durch geeignete MaBnahmen die Offentlichkeit iiber
den Sitzungsinhalt und Beschliisse in geeigneter Weise zu informieren, wird -
und dies sollte entsprechend geregelt werden — vom Recht Gebrauch gemacht,
die jewellige Offentlichkeit (z.B. Universitdts- oder Fakultitsoffentlichkeit) von
" der Sitzung auszuschlieBen. Diese Entscheidungsbefugnis sollte dem Vorsitzen-
den des Jewelligen Organs oder Gremiums bereits bei Vorbereitung der Sit-

zung obliegen,

Zu § 6 Online-Priifungen
Die Regelung ist im Grundsatz zu begriiRen, jedoch noch zu konkretisieren.

Zur Klarstellung sollte eine Begriffsbestimmung ergdnzt werden, z.B. dass es
nur um (beaufsichtigte oder unbeaufsichtigte) Fern-Priifungen (Distance-Pril-
fungen) geht, die jeweils mit und am Computer der Studierenden von dem
Aufenthaltsort wihrend des digitalen Semesters abgelegt werden.

_Ergénzend sollten neben den erforderlichen technischen Voraussetzungen ins-
besondere die notwendigen priifungsrechtlichen Regeln zu Form, Frist, Verfah-
ren und Zustindigkeitén von Online-Priifungen sowle Regelungen zum Daten-
schutz (Freiwilligkeit zur Teilnahme an Online-Formaten) und ggf. zum Urhe-
berrecht getroffen werden, Damit wiirden vergleichbare Standards fiir die Ab-

nahme von Online-Priifungen erzeugt.
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Zu § 7 Verldngerung der Immatrikulation

Diese Regelung ist hinsichtlich ihrer Zielsetzung und Auswirkung unldar; die
faktische Verlangerung des Sommersemesters wiirde zu Konflikten/weiteren
Fragen fithren. Zudem kann eine Hochschule nicht auf Beitrige verzichten, die
Erhebung und Zahlung der Gebiihren und Beitrdge erfolgt satzungsgerecht se-
mesterweise und kann nicht anteilig erlassen werden.

Bereits jetzt werden alle Regelungen der geltenden Satzungen und Immatriku-
lationsordnung zugunsten der Studierenden ausgelegt (z.B. Urlaubssemester,

Teilzeitsemester, Fristverldngerungen etc.). Einer Neuregelung nach § 7 bedarf -

es nicht.

AuBerdem wird bisher auBer Acht gelassen, dass mit hoher Wahrscheinlichkeit
auch Regelungen fiir das WiSe 2020/21 benétigt werden.

Regelungsvorschlag:

Studierende, die coronabedingt Studien- und Prifungsleistungen nachho-
len/wiederholen miissen und ihren Studienabschluss nicht rechtzeitig schaffen,
aber weiterstudieren wollen, sollen sich an der neuen ,aufnehmenden” Hoch-
schule bewerben und einschreiben. Dafiir werden sie an der Bauhaus-Universi-
tdt Weimar als Haupthdrer exmatrikuliert und als Zweithorer wiedereinge-
schrieben. Nach unserer Immatrikulationsordnung kénnen sie als Zweithérer
einen kompletten Studiengang absolvieren, auBerdem sind sie als Zweithérer
von der Gebiihren- und Beitragspflicht befreit.

Die Bauhaus-Universitdt Weimar als ,abgebende" Hochschule verpflichtet
sich, den Studierenden entsprechende Leistungsiibersichten auszustellen bzw.
im Rahmen der Amtshilfe der aufnehmenden Hochschule alle priifungsrecht-
lich relevanten Informationen zur Verfligung zu stellen.

Zu § 8 Weitergewdhrung von Stipendien der Thiiringer Graduiertenférderung

Die Intention der Regelung wird im Grundsatz begriift, ist jedoch mit erhebli-
chen zusétzlichen Kosten fiir die Universitdt verbunden, - die in der derzeitigen
Finanzplanung der Universitét nicht unterlegt sind.

- Wiirden die im betroffenen Zeitraum Gefdrderten (12 Personen) einen ent-
sprechenden Antrag stellen, betriigen die monatlichen Kosten 19.350 € (fur 6

Monate: 116.100 €).

Landesseitig sind bislang keine weiteren Mittel hierfiir einplant (siehe Ab-
schnitt D. Kosten, S. 11), daher kénnte eine solche Verldngerung derzeit nur
aus den noch vorhandenen Mitteln auf Antrag im Einzelfall gedeckt werden.

GemiB § 9 Thiiringer Graduiertenférderungsverordnung (ThiirGFVO) zu den
Mitwirkungs- und Nachweispflichten wéren zudem die Stipendiaten/Stipendi-
atinnen ,ab Kenntnis" oder bei Griinden geméaf & 5 Abs. 2 sechs Wochen
nach deren Beginn verpflichtet, diese Griinde schriftlich oder elektronisch an-
zuzeigen. Da die COVID-19-Préventionsmafinahmen seit Mitte Mérz iiberregi-
onal in Kraft sind, wire mit einer Information seitens der Stipendiat*innen bis
Ende April zu rechnen gewesen.

Zu § 9 Sonderregelungen zu Gebiihren bei Regelstudienzeitiiberschreitung

Die in Absatz 1 vorgesehenen Regelung des pauschalen Hinausschiebens der
- Gebiihrenpflicht fiir Regelstudienzeitiiberschreitungen fiir die Dauer des Som-
mersemesters 2020 ist aus Sicht der Universitit problematisch und wird abge-

lehnt.
Die Gebiihrenpflicht bei Regelstudienzeitiiberschreitung entsteht, wenn die

Regelstudienzelt eines Studiengangs um vier Semester iiberschritten wurde.
Die Gebiihr wird jeweils mit der Riickmeldung zum neuen Semester féllig. Dies
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bedeutet, dass all Jene, die im Sose 2020 langzeitgebiihrenpflichtig wurden
und Langzeitgeblihren gezahlt haben, die Zahlung bereits mit ihrer Riickmel-
dung zum Sose 2020 im Januar/Februar 2020 leisten mussten. Die Pandemie
ist in zweifacher Hinsicht nicht kausal fiir die Entstehung der Gebiihrenpflicht.

Frithestens wirken sich Verzégerungen im Studienverlauf des Sommersemes-

ters 2020 im Wintersemester 2020/21 nachteilig fur Studierende aus, so dass

man ab Wintersemester 2020/21 einen pauschalen Erlass der Langzeitstudien- Der Prisident
gebiihren mittragen kénnte (bei Uberschreiten der Regelstudienzeit von vier

Semestern), wenn die Studierenden dann erstmalig unter die Gebiihrenpflicht

fallen. Ein (riickwirkender) Erlass der Gebiihren fiir das Sommersemester 2020

wird daher abgelehnt. Dariiber hinaus ist mit einem erheblichen Aufwand zur

Riickzahlung von Langzeitgebiihren an die Studierenden zu rechnen.

Zudem wird um Beachtung gebeten: Die Einnahmen aus den Langzeitgebiih-
ren werden nach § 2 Abs. 2 ThiirHGEG fiir die Verbesserung von Studium und
Lehre eingesetzt. Werden diese bisher stabilen Einnahmen nicht erzielt, muss
die Universitit andere Mittel fiir die Projekte zur Verbesserung der Lehre ein-

setzen.
Regelungsvorschlag seitens der Universitit:

Pauschales Aussetzen der Langzeitgeblihrenpflicht fiir das WS 2020/21 bei
erstmaligem Uberschreiten.

Diese Regelung sollte ziigig getroffen werden, da am 1. Juni 2020 die Riick-
meldefrist fiir das Wise 2020/21 inkl. der Gebiihrenbescheiderstellung und -
versendung fiir die wegen Regelstudienzeitiiberschreitung gebiihrenpflichtigen
Studierenden beginnt.

* Mit freundlichen Griien
- Geschwister-Scholl-Straflle 8
99423 Weimar
Postanschrift

99421 Weimar

Prisident
Deutschland

Telefon
Fax

E-Mail

Das Dokument wurde zum Zweck der Veroffentlichung In der BTD bearbeitet.



Heim
Schreibmaschinentext
Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.


	Page 1
	Page 2
	Page 3
	Page 4
	Page 5
	Page 6
	Page 7
	Page 8



